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 Das EEG 2023 verankert das Ziel, dass die inländische Stromerzeugung bereits im 
Jahr 2035 nahezu treibhausgasneutral sein, also nahezu vollständig durch erneuerbare 
Energien erfolgen soll. 

 Auf dem Weg nach 2035 wird das Ausbauziel für 2030 angehoben, und zwar auf 
80 Prozent des Bruttostromverbrauchs, wobei dieser mit 715 TWh unterstellt wird. 
Daraus folgt, dass im Jahr 2030 insgesamt rund 572 TWh in Deutschland aus erneuerbaren 
Energien bereitgestellt werden sollen. 

 Um das neue Ausbauziel für 2030 zu erreichen, werden die Ausbaupfade und 
Ausschreibungsmengen für Wind an Land und Solar angehoben. Die 
technologiespezifischen Mengen starten auf hohem Niveau und werden weiter ansteigend 
ausgestaltet. Die Ausschreibungsmengen für Windenergie auf See werden durch die 
parallele Novelle des Windenergie-auf-See-Gesetzes (WindSeeG) angehoben. 

 Für die nun anstehende Phase des weiteren Ausbaus wird im Rahmen dieses Gesetzes 
geprüft, ob die Finanzierung der erneuerbaren Energien über die Marktprämie 
künftig durch weitere Regelungsansätze ergänzt oder ersetzt wird, z.B. durch 
sog. Differenzverträge („Contracts for Difference“ – CfDs). Zu diesem Zweck sieht 
dieses Gesetz eine Verordnungsermächtigung vor, auf deren Grundlage künftig 
Anpassungen am Fördersystem vorgenommen werden können. 

 Zur Beschleunigung des Ausbaus der erneuerbaren Energien in allen Rechtsbereichen 
wird im Erneuerbare-Energien-Gesetz der Grundsatz verankert, dass die Nutzung 
erneuerbarer Energien im überragenden öffentlichen Interesse liegt und der 
öffentlichen Sicherheit dient. 

 Die wesentlichen Hemmnisse bei der Windenergie an Land bestehen in anderen 
Bereichen (z.B. Natur- und Artenschutzrecht) und werden durch gesonderte 
Gesetzgebungsverfahren abgebaut. Zur Flankierung dieser Maßnahmen enthält dieses 
Gesetz wichtige Detailverbesserungen für die Windenergie an Land. 

 Die Rahmenbedingungen für die Solarenergie werden durch ein großes Bündel an 
Einzelmaßnahmen für die verschiedenen Anlagentypen (Dachanlagen, Freiflächenanlagen, 
besondere Solaranlagen) verbessert. Die Ausschreibungsmengen werden 
angehoben, die Bagatellgrenzen für die Ausschreibungen ebenso. Neue Dachanlagen, 
die ihren Strom vollständig in das Netz einspeisen, erhalten wieder eine angemessene 
Förderung. Dies reizt zugleich die optimale Ausnutzung der Dachflächen 
an. Die Degression der gesetzlich festgelegten Vergütungssätze wird grundlegend 
neu gestaltet. Bei Freiflächenanlagen wird die Flächenkulisse maßvoll erweitert, und 
die besonderen Solaranlagen erhalten eine dauerhafte Perspektive. 

 Wind- und Solarprojekte von Bürgerenergiegesellschaften werden von den 
Ausschreibungen ausgenommen und können dadurch unbürokratisch realisiert werden. 
Hierdurch werden die Akteursvielfalt und die Akzeptanz vor Ort gestärkt; die Kosteneffizienz 
bleibt gewahrt. 

 Die finanzielle Beteiligung der Kommunen an Wind- und Solarprojekten wird im Licht 
der ersten Erfahrungen mit diesem neuen Instrument und im Interesse der Akzeptanz 
vor Ort weiterentwickelt. Insbesondere können künftig auch Anlagen in der 
sonstigen Direktvermarktung sowie Bestandsanlagen dieses Instrument nutzen. 

 Die Förderung der Biomasse wird stärker fokussiert auf hochflexible 
Spitzenlastkraftwerke, damit die Bioenergie ihre Stärke als speicherbarer Energieträger 
zunehmend systemdienlich ausspielen kann und einen größeren Beitrag zu einer sicheren 
Stromversorgung leistet. 

 Die Innovationsausschreibungen werden fortgeführt, aber kurzfristig auf die gleitende 
Marktprämie umgestellt, weil sich die fixe Marktprämie nicht bewährt hat. 



 Weitere innovative Konzepte sollen in einem zusätzlichen Ausschreibungssegment 
gefördert werden: Auf Basis einer neuen Verordnung sollen Anlagenkombinationen 
aus erneuerbaren Energien mit lokaler wasserstoffbasierter Stromspeicherung gefördert 
werden, um die erneuerbare Erzeugung zu verstetigen und deren Speicherung 
in Wasserstoff und Rückverstromung zu erproben. Die Verordnung soll in diesem 
Jahr erlassen werden. 

 Neue Biomethan- und neue KWK-Anlagen werden darüber hinaus auf Wasserstoff 
ausgerichtet werden („H2-ready“). 

 Die grenzüberschreitende Kooperation mit den Nachbarstaaten bei der Förderung 
der erneuerbaren Energien wird gesetzlich weiterentwickelt. 

 Der Finanzierungsbedarf für die erneuerbaren Energien wird künftig über den 
Bundeshaushalt ausgeglichen und die EEG-Förderung über den Strompreis beendet. 
Hierdurch werden die Stromverbraucher entlastet und die Sektorenkopplung gestärkt. 
Rechtstechnisch wird dies durch entsprechend hohe Bundeszuschüsse auf 
das EEG-Konto der Übertragungsnetzbetreiber umgesetzt. Damit wird die von der 
Bundesregierung am [ … ] beschlossene Absenkung der EEG-Umlage auf null im 
zweiten Halbjahr 20222) fortgeführt und entfristet. Zur Vermeidung eventueller 
Finanzierungsrisiken bei den Übertragungsnetzbetreibern bleibt die bisherige Möglichkeit 
zur Refinanzierung der EEG-Förderkosten hilfsweise erhalten. 

 Die Wälzung der verbleibenden Umlagen im Stromsektor wird vereinheitlicht und in 
dem neuen Energie-Umlagen-Gesetz (EnUG) geregelt (siehe Artikel 3 dieses Gesetzes). 
Die KWKG-Umlage und die Offshore-Netzumlage werden nur für die Entnahme 
von Strom aus dem öffentlichen Netz erhoben. Im Zuge der Rechtsvereinheitlichung 
würde dies auch gelten, falls die EEG-Umlage hilfsweise ganz oder teilweise 
in der Zukunft wiederaufleben würde. Für diesen unwahrscheinlichen Fall 
braucht daher keine zusätzliche Bürokratie vorgehalten zu werden, die nicht ohnehin 
für die Erhebung der anderen Umlagen erforderlich ist. 

 Infolge dessen fallen künftig keine Umlagen mehr auf Eigenverbräuche und 
Direktbelieferungen hinter dem Netzverknüpfungspunkt an. Hierdurch wird Bürokratie 
abgebaut, hiervon profitieren auch Speicher. Zugleich wird die Eigenversorgung deutlich 
attraktiver. Im Interesse der Sektorenkopplung werden zudem Wärmepumpen 
von den verbleibenden Umlagen befreit. 

 Die Besondere Ausgleichsregelung, die infolge der EEG-Haushaltsfinanzierung nur 
noch für die KWKG-Umlage und die Offshore-Netzumlage benötigt wird, wird an die 
neuen Klima-, Umwelt- und Energiebeihilfeleitlinien der Europäischen Kommission3) 

angepasst und in das neue Energie-Umlagen-Gesetz überführt. Damit Aufwand und 
Nutzen bei der Besonderen Ausgleichsregelung auch in Anbetracht der deutlich geringeren 
Entlastungswirkung weiterhin in einem angemessenen Verhältnis stehen, 
wird sie deutlich entbürokratisiert. Die Stromkostenintensität als bisherige 
Eintrittsvoraussetzung für die Besondere Ausgleichsregelung wird abgeschafft. 

 Infolge der EEG-Haushaltsfinanzierung wird auch die Stromkennzeichnung novelliert. 


